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wälte sind den im § 88 Abs. 2 StPO aufgeführten Un­
tersuchungsorganen gleichgestellt.
(4) Ist gemäß § 178 StPO über eine gerichtliche Ent­
scheidung abzustimmen, so stimmen die Richter ab­
weichend vom § 181 StPO nach dem Dienstgrad ab; 
der Dienstgradniedrigere stimmt vor dem Dienst­
gradhöheren. Bei gleichen Dienstgraden stimmt der 
jüngere zuerst. Die Schöffen stimmen vor den Be­
rufsrichtern. Der Vorsitzende stimmt zuletzt.
(5) (aufgehoben)

Hinweis: Abs. 5 wurde aufgehoben durch 8 2 des Ge­
setzes zur Änderung der Strafprozeßordnung der 
DDR-StPO -.

(6) In beschleunigten Verfahren gemäß § 258 StPO 
vor den Gerichten für Militärstrafsachen kann auch 
auf Strafarrest erkannt werden.

§ 8
Verwirklichung der Strafen
(1) Mit Inkrafttreten der Strafprozeßordnung geht 
die Zuständigkeit für die Verwirklichung der Strafen 
auf die im § 339 StPO genannten Organe über. Das 
gilt auch für bereits rechtskräftig ausgesprochene, je­
doch noch nicht verwirklichte1 Strafen.
(2) Die Verwirklichung bereits vor Inkrafttreten der 
Strafprozeßordnung rechtskräftig ausgesprochener 
Geldstrafen ist innerhalb von sechs Monaten vom 
Ministerium des Innern, Verwaltung Strafvollzug, 
auf die zuständigen Gerichte überzuleiten, sofern 
diese Geldstrafe nicht in dieser Frist verwirklicht 
werden kann.

§9
Verwirklichung bedingter 
Verurteilungen
Eine vor Inkrafttreten des Strafgesetzbuches erfolg­
te bedingte Verurteilung wird gemäß §§ 1 und 2 des 
Strafrechtsergänzungsgesetzes vom 11. Dezember 
1957 (GBl. I Nr. 78 S. 643) verwirklicht. §

§ 10
Verwirklichung von Erziehungsmaßnahmen 
und Strafen, die nach den 
Bestimmungen des Jugendgerichtsgesetzes 
vom 23. Mai 1952 ausgesprochen wurden
(1) Erziehungsmaßnahmen oder Strafen nach den 
Bestimmungen des Jugendgerichtsgesetzes vom
23. Mai 1952 (GBl. Nr. 66 S. 411), die vor Inkrafttre­
ten des Strafgesetzbuches und der Strafprozeßord­
nung rechtskräftig ausgesprochen wurden, werden 
nach den §§15,16 Abs. lund§§ 19 bis 21 des Jugend­
gerichtsgesetzes verwirklicht.
(2) Bei Anwendung des § 16 Abs. 1 des Jugendge­
richtsgesetzes ist zu prüfen, ob der Jugendliche vom 
Gericht erteilten Weisungen böswillig nicht nach­
kommt. Anstelle der vorgesehenen Heimerziehung

ist gemäß § 70 Abs. 4 StGB Jugendhaft bis zu zwei 
Wochen auszusprechen.

§ 11
Rechte und Pflichten des Kapitäns 
bei strafbaren Handlungen an Bord
(1) Bei Verdacht einer strafbaren Handlung an 
Bord eines Seeschiffes der Deutschen Demokrati­
schen Republik ist der Kapitän verpflichtet, die er­
forderlichen Sicherungsmaßnahmen zu veranlassen. 
Er hat insbesondere die notwendigen Beweise zu si­
chern. Dazu kann er in Anwesenheit von zwei 
Schiffsoffizieren die Sachen eines Verdächtigen 
durchsuchen und solche Sachen, die als Beweismate­
rial dienen können, in Verwahrung nehmen.
(2) Der Kapitän kann einen Verdächtigen in Ge­
wahrsam nehmen, wenn
a) Tatsachen festgestellt sind, aus denen zu schlie­
ßen ist, daß sich der Verdächtige unerlaubt von Bord 
entfernen will, um sich der Strafverfolgung zu entzie­
hen, oder
b) Tatsachen festgestellt sind, aus denen zu schlie­
ßen ist, daß der Verdächtige Spuren der Straftat ver­
nichten oder Beweismittel beiseite schaffen will, 
oder daß er Zeugen oder Beteiligte zu einer falschen 
Aussage oder dazu verleiten will, sich der Zeugen­
pflicht zu entziehen.
Der Kapitän hat eine vorzeitige Rückführung des in 
Gewahrsamgenommenen anzustreben.
(3) Über die durchgeführten Maßnahmen ist ein 
Protokoll zu fertigen, das zusammen mit einer Liste 
der in Verwahrung genommenen Sachen an das zu­
ständige Strafverfolgungsorgan zu übergeben ist.
(4) (aufgehoben)

Hinweis: § 11 Abs. 4 wurde aufgehoben durch § 61 
Abs. 2 Ziff. 3 des Luftfahrtgesetzes.

§ 12
Vereidigung im Rechtshilfeverfahren 
in Strafsachen
(1) Auf Antrag eines Organs außerhalb des Staats­
gebietes der Deutschen Demokratischen Republik 
ist im Rechtshilfeverfahren in Strafsachen eine Ver­
eidigung von Zeugen und Sachverständigen zulässig, 
wenn diese nach den Bestimmungen, die für das er­
suchende Organ gelten, notwendig ist.
(2) Die Vereidigung eines Zeugen erfolgt in der 
Weise, daß dieser nach seiner Vernehmung folgende 
Eidesformel leistet: „Ich schwöre, nach bestem Wis­
sen die reine Wahrheit gesagt und nichts verschwie­
gen zu haben.“
(3) Bei der Vernehmung von Sachverständigen ist 
entsprechend zu verfahren.
(4) Die strafrechtliche Verantwortlichkeit bei fal­
scher eidlicher Aussage richtet sich nach § 230 StGB 
(vorsätzlich falsche Aussage).
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